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Auszug aus der Genfer Konvention zur Behandlung der Kriegsgefangenen 
vom 27. Juli 1929 
 
Die Ratifizierung der Genfer „Konvention über die Behandlung der Kriegsgefangenen“ und des 
„Genfer Abkommens zur Verbesserung des Loses der Verwundeten und der Kranken im Felde“ am 
29. März 1934 durch das Deutsche Reich diente dem NS-Regime unmittelbar nach der 
„Machtergreifung“ als wichtiger Teil seiner außenpolitischen Propaganda. Deutschland 
verpflichtete sich damit zur Einhaltung des internationalen Kriegsrechts und zum Schutz 
zukünftiger Kriegsgefangener des Deutschen Reiches im Kriegsfall. Nach dem Austritt aus der 
Abrüstungskonferenz und dem Völkerbund Ende 1933 sollten diese Zugeständnisse an das 
humanitäre Völkerrecht als „vertrauensbildende Maßnahmen“ die friedlichen Absichten der 
Nationalsozialisten unterstreichen. 
 
 
Abkommen über die Behandlung der Kriegsgefangenen. Vom 27. Juli 1929 
 
Artikel 2. Die Kriegsgefangenen unterstehen der Gewalt der feindlichen Macht, aber nicht der 
Gewalt der Personen oder Truppenteile, die sie gefangengenommen haben. Sie müssen jederzeit 
mit Menschlichkeit behandelt und insbesondere gegen Gewalttätigkeiten, Beleidigungen und 
öffentliche Neugier geschützt werden. Vergeltungsmaßnahmen an ihnen auszuüben ist verboten. 
 
Artikel 3. Die Kriegsgefangenen haben Anspruch auf Achtung ihrer Person und ihrer Ehre. Frauen 
sind mit aller ihrem Geschlecht geschuldeten Rücksicht zu behandeln. Die Gefangenen behalten 
ihre volle bürgerliche Rechtsfähigkeit. 
 
Artikel 4. Der Staat, in dessen Gewalt sich die Kriegsgefangenen befinden (Gewahrsamsstaat), ist 
verpflichtet, für ihren Unterhalt zu sorgen. Unterschiede in der Behandlung der Kriegsgefangenen 
sind nur insoweit zulässig, als es sich um Vergünstigungen handelt, die auf dem militärischen 
Dienstgrad, dem körperlichen oder seelischen Gesundheitszustand, der beruflichen Eignung oder 
dem Geschlecht beruhen. 
 
Artikel 10. Die Kriegsgefangenen sind in Häusern oder Baracken unterzubringen, die jede 
mögliche Gewähr für Reinlichkeit und Zuträglichkeit bieten. Die Räume müssen vollständig vor 
Feuchtigkeit geschützt, genügend geheizt und beleuchtet sein. Gegen Feuersgefahr müssen alle 
Vorsichtsmaßnahmen getroffen werden. Für die Beschaffenheit der Schlafräume (Gesamtfläche, 
Mindestluftraum, Einrichtung und Gerät der Schlafstellen) gelten dieselben Bestimmungen wie 
für die Ersatztruppen des Gewahrsamsstaates. 
 
Artikel 11. Die Verpflegung der Kriegsgefangenen hat in Menge und Güte derjenigen der 
Ersatztruppen gleichwertig zu sein. Die Gefangenen erhalten außerdem die Hilfsmittel, um sich 
die zu ihrer Verfügung stehenden Zusatznahrungsmittel selbst zuzubereiten. Trinkwasser ist ihnen 
in genügender Menge zu liefern. Der Tabakgenuß ist erlaubt. Kriegsgefangene können in den 
Küchen verwendet werden. Alle kollektiven Disziplinarmaßregeln hinsichtlich der Ernährung sind 
verboten. 
 
Artikel 12. Kleidung, Wäsche und Schuhwerk sind den Kriegsgefangenen durch den 
Gewahrsamsstaat zu liefern. Ersatz und Ausbesserung dieser Sachen müssen ordnungsmäßig 
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gewährleistet sein. Außerdem müssen die arbeitenden Kriegsgefangenen stets einen Arbeitsanzug 
erhalten, wenn die Art der Arbeit dies nötig macht. In allen Lagern sind Verkaufsräume 
einzurichten, in denen sich die Gefangenen Lebensmittel und Gebrauchsgegenstände zu 
ortsüblichen Preisen kaufen können. Die durch die Verkaufsräume für die Lagerverwaltung 
erzielten Überschüsse sind zugunsten der Gefangenen zu verwenden. 
 
Artikel 13. Die Kriegführenden sind verpflichtet, alle nötigen Hygienemaßnahmen zu treffen, um 
die Reinlichkeit und Zuträglichkeit der Lager zu gewährleisten und Massenerkrankungen 
vorzubeugen. Den Kriegsgefangenen haben tags und nachts Bedürfnisanstalten zur Verfügung zu 
stehen, die den Vorschriften der Gesundheitspflege entsprechen und dauernd sauber zu halten 
sind. Außerdem und unbeschadet der Benutzung der Bäder und Brausen, mit denen die Lager 
soweit als möglich zu versehen sind, ist den Kriegsgefangenen zur Reinhaltung ihres Körpers eine 
ausreichende Menge Wasser zur Verfügung zu stellen. Die Kriegsgefangenen müssen Gelegenheit 
zu körperlichen Übungen und zum Aufenthalt in frischer Luft erhalten. 
 
Artikel 27. Die Kriegführenden können die gesunden Kriegsgefangenen, ausgenommen Offiziere 
und Gleichgestellte, je nach Dienstgrad und Fähigkeiten als Arbeiter verwenden […] 
 
Artikel 28. Der Gewahrsamsstaat übernimmt die volle Verantwortung für Unterhalt, Versorgung, 
Behandlung und Entlohnung der Kriegsgefangenen, wenn sie für Rechnung von Privatpersonen 
arbeiten. 
 
Artikel 29. Kein Kriegsgefangener darf zu Arbeiten verwendet werden, zu denen er körperlich 
nicht tauglich ist. 
 
Artikel 30. Die tägliche Arbeitsdauer der Kriegsgefangenen, einschließlich des Hin- und 
Rückmarsches, hat nicht übermäßig zu sein und keinesfalls diejenige zu übersteigen, die für die 
Zivilarbeiter der betreffenden Gegend bei der gleichen Arbeit zulässig ist. Jedem 
Kriegsgefangenen ist wöchentlich eine Ruhe von vierundzwanzig aufeinanderfolgenden Stunden, 
vorzugsweise Sonntags, zu gewähren. 
 
Artikel 31. Die von den Kriegsgefangenen zu leistenden Arbeiten dürfen in keiner unmittelbaren 
Beziehung zu den Kriegshandlungen stehen. Insbesondere ist es verboten, Gefangene zur 
Herstellung und zum Transport von Waffen oder Munition aller Art sowie zum Transport von 
Material zu verwenden, das für kämpfende Truppen bestimmt ist […] 
 
Artikel 32. Es ist verboten, Kriegsgefangene zu unzuträglichen oder gefährlichen Arbeiten zu 
verwenden. Jede Erschwerung der Arbeitsbedingungen als disziplinarische Maßnahme ist 
verboten. 
 
Artikel 36. […] Jeder Kriegsgefangene hat spätestens eine Woche nach seiner Ankunft im Lager 
und im Fall einer Erkrankung Gelegenheit zu erhalten, seiner Familie eine Postkarte mit 
Nachrichten über seine Gefangennahme und seinen Gesundheitszustand zu senden. Diese 
Postkarten sind mit möglichster Beschleunigung zu befördern und dürfen in keiner Weise 
aufgehalten werden […] 
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Artikel 37. Den Kriegsgefangenen ist zu gestatten, Einzelpakete mit Lebensmitteln und anderen zu 
ihrem Unterhalt oder ihrer Bekleidung bestimmten Gegenständen zu empfangen. Die Pakete sind 
den Empfängern gegen Empfangsschein auszuhändigen. 
 
Artikel 40. Die Prüfung der Briefschaften ist in möglichst kurzer Zeit zu bewirken. Die Durchsicht 
der Postsendungen hat außerdem auf die Erhaltung der etwa darin befindlichen Lebensmittel 
Bedacht zu nehmen und möglichst in Gegenwart des Empfängers oder eines von ihm dazu 
ermächtigten Vertrauensmannes zu erfolgen. 
 
Artikel 45. Die Kriegsgefangenen unterstehen den im Heer des Gewahrsamsstaats geltenden 
Gesetzen, Vorschriften und Befehlen […] 
 
Artikel 46. Die Kriegsgefangenen dürfen durch die Militärbehörden und die Gerichte des 
Gewahrsamsstaats nicht mit anderen Strafen belegt werden als mit denjenigen, die für die 
gleichen Vergehen gegenüber den Militärpersonen des Heeres des Gewahrsamsstaats vorgesehen 
sind […] Verboten sind körperliche Strafen jeder Art, jede Einsperrung in nicht vom Tageslicht 
erhellte Räume und überhaupt jede Art von Grausamkeit […] Kollektivstrafen für Vergehen 
einzelner [sind] untersagt. 
 
Artikel 48. Kriegsgefangene dürfen nach Verbüßung von gerichtlichen oder Disziplinarstrafen 
nicht anders behandelt werden als die übrigen Kriegsgefangenen. Indessen können wegen 
Fluchtversuchs bestrafte Kriegsgefangene einer besonderen Überwachung unterworfen werden, 
die jedoch nicht zur Aufhebung der den Kriegsgefangenen in diesem Abkommen gewährleisteten 
Rechte führen darf. 
 
Artikel 50. Entwichene Kriegsgefangene, die wieder ergriffen werden, bevor sie ihr Heer erreichen 
oder das von dem Heer, das sie gefangengenommen hat, besetzte Gebiet verlassen konnten, 
dürfen nur disziplinarisch bestraft werden. Kriegsgefangene, die wieder gefangengenommen 
werden, nachdem sie ihr Heer erreicht oder das von dem Heer, das sie gefangengenommen hat, 
besetzte Gebiet verlassen hatten, dürfen wegen der früheren Flucht nicht bestraft werden. 
 
Artikel 51. […] Nach einer versuchten oder gelungenen Flucht können die Kameraden des 
Flüchtlings, die ihm bei der Flucht geholfen haben, hierfür nur disziplinarisch bestraft werden. 
 
Artikel 54. Der Arrest ist die strengste Disziplinarstrafe, die über einen Kriegsgefangenen verhängt 
werden kann. Die Dauer einer und derselben Strafe darf dreißig Tage nicht überschreiten. Diese 
Höchstdauer von dreißig Tagen darf auch dann nicht überschritten werden, wenn ein 
Kriegsgefangener sich gleichzeitig wegen mehrerer Handlungen disziplinarisch zu verantworten 
hat, gleichgültig, ob diese Handlungen in einem Zusammenhang stehen oder nicht. Wenn im Lauf 
oder nach der Verbüßung einer Arreststrafe erneut eine Disziplinarstrafe über einen 
Kriegsgefangenen verhängt wird, hat zwischen jeder Vollstreckung ein Zeitraum von drei Tagen zu 
liegen, sobald eine der Arreststrafen zehn Tage oder mehr beträgt. 
 
Artikel 55. Vorbehaltlich der Bestimmung im letzten Absatz des Artikels 11 sind bei 
disziplinarischen Bestrafungen von Kriegsgefangenen als Strafverschärfung die 
Verpflegungsbeschränkungen anwendbar, die im Heer des Gewahrsamsstaats zugelassen sind. 
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Indessen dürfen diese Beschränkungen nur angeordnet werden, wenn der Gesundheitszustand 
des Gefangenen es gestattet. 
 
Artikel 61. Kein Kriegsgefangener darf verurteilt werden, ohne Gelegenheit zu seiner Verteidigung 
gehabt zu haben. Kein Kriegsgefangener darf gezwungen werden, sich der Handlung, deren er 
angeklagt ist, schuldig zu bekennen. 
 
Artikel 62. Der Kriegsgefangene hat das Recht auf Beistand durch einen geeigneten Verteidiger 
seiner Wahl und, wenn nötig, auf die Dienste eines zuverlässigen Dolmetschers […] Wählt der 
Kriegsgefangene keinen Verteidiger, so kann ihm die Schutzmacht einen solchen bestellen […] Die 
Vertreter der Schutzmacht haben das Recht, der Prozeßverhandlung beizuwohnen. 
 
Artikel 82. Die Bestimmungen dieses Abkommens müssen von den Vertragsparteien unter allen 
Umständen geachtet werden. Falls in Kriegszeiten einer der Kriegführenden nicht Vertragspartei 
ist, bleiben die Bestimmungen dieses Abkommens gleichwohl für die kriegführenden 
Vertragsparteien verbindlich. 
 
Artikel 84. Der Wortlaut dieses Abkommens und der im vorstehenden Artikel vorgesehenen 
besonderen Abkommen ist möglichst in der Muttersprache der Kriegsgefangenen an Stellen 
anzuschlagen, wo alle Kriegsgefangenen Einsicht nehmen können. Der Wortlaut dieser 
Abkommen ist den Kriegsgefangenen, denen es unmöglich ist, von dem Anschlag Kenntnis zu 
nehmen, auf ihr Verlangen mitzuteilen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


